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Mitteilung des Senats vom 17. November 2020

Missbrauchliche Vaterschaftsanerkennung zur Erschleichung von Aufenthaltstiteln
und Sozialleistungen - Wie ist die Situation in Bremen?

Die Fraktion der FDP hat unter Drucksache 20/623 eine Kleine Anfrage zu obi-
gem Thema an den Senat gerichtet.

Der Senat beantwortet die vorgenannte Kleine Anfrage wie folgt:
Vorbemerkung

Mit dem Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht vom 20. Juli
2017, das am 29. Juli 2017 in Kraft getreten ist, wurde eine Neuregelung zur
Verhinderung missbrauchlicher Vaterschaftsanerkennungen geschaffen.

Der § 1597a des Biirgerlichen Gesetzbuchs (BGB) soll im Zusammenspiel mit
§ 85a des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) die Beurkundung missbrauchlicher
Vaterschaftsanerkennungen, das heifit, solcher Anerkennungen, die nur zu
dem Zweck vorgenommen werden, um die rechtlichen Voraussetzungen fur
die erlaubte Einreise oder den erlaubten Aufenthalt von auslandischen Perso-
nen oder den Erwerb der deutschen Staatsangehorigkeit eines Kindes zu schaf-
fen (vergleiche § 1597a Absatz 1 BGB), praventiv verhindern sollen.

Beide Regelungen stehen in der Nachfolge zur vormals praktizierten repressi-
ven behordlichen Anfechtung von Vaterschaftsanerkennungen gemaB § 1600
Absatz 1 Nummer 5, Absatz 3 BGB a. F., welche einem dhnlichen Zweck diente,
aber vom Bundesverfassungsgericht wegen Verstoes gegen Artikel 16 Absatz
1 und Artikel 6 Absatz 1 und 2 des Grundgesetzes (GG) fir verfassungswidrig
erklart wurde. In mehreren Urteilen stellte das Bundesverfassungsgericht zu-
dem fest, dass der Schutz der Familie hinsichtlich der Vaterschaft ausdriicklich
nicht nur eine biologische, sondern auch eine soziale Vaterschaft umfasst.

Zu Frage 1:

Bei wie vielen Kindern, deren Miitter sich in einem laufenden Asylverfahren
befanden oder befinden, wurden Beurkundungen der Anerkennung einer Va-
terschaft in den Jahren 2015, 2016, 2017, 2018, 2019 und 2020 (Stichtag 31. Au-
gust 2020) jeweils in Bremen und Bremerhaven beantragt?

Es werden keine Statistiken tiber die Anzahl der Vaterschaftsanerkennungen
mit Beteiligung ausldndischer Miitter im laufenden Asylverfahren gefiihrt.

Fir die Urkundspersonen/-behérden und die Auslanderbehorden ist das Merk-
mal des laufenden Asylverfahrens fur die gesetzliche Aufgabenerfiillung al-
leine nicht erheblich. Zum Zeitpunkt der Aussetzung der Vaterschafts-
erkennung befinden sich die Beteiligten oftmals auch nicht in einem laufenden
Verfahren zur Beantragung von Asyl (siehe Antwort zu 7).

Zu Frage 2:

In wie vielen dieser Félle gab es Anhaltspunkte fiir die missbrauchliche Aner-
kennung der Vaterschaft i. S. d. § 1597a BGB? (Bitte jeweils nach Jahren sowie
Bremen und Bremerhaven aufschliisseln)
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Eine Vaterschaftsanerkennung kann unabhangig vom Wohnort der Eltern und
vom Geburtsort des Kindes innerhalb Deutschlands in jedem Standesamt/Ju-
gendamt und bei jedem Notar erfolgen.

Eine Aufschlisselung der Zahlen nach Jahren ist nicht méglich.

Fir die im Standesamtsbezirk Bremen-Mitte geborenen Kinder wurden von
Standesamtern, Jugendamtern und Notaren seit Inkrafttreten des § 1597a BGB
am 29. Juli 2017 insgesamt bei achtundsechzig Verfahren konkrete Anhalts-
punkte fiir eine missbrauchliche Anerkennung der Vaterschaft erfasst.

Fir die im Standesamtsbezirk Bremen-Nord geborenen Kinder sind nur die
noch laufenden Verfahren auswertbar. Es handelt sich hierbei um dreizehn
ausgesetzte Verfahren.

Im Standesamtsbezirk Bremerhaven wurde 2020 eine Vaterschaftsanerken-
nung ausgesetzt.

Das Migrationsamt Bremen und das Burger- und Ordnungsamt Bremerhaven
haben als zustandige Auslanderbehoérden nach § 85a AufenthG seit dem In-
krafttreten der Regelungen der §§ 1597a BGB und 85a AufenthG die folgende
Anzahl an Mitteilungen tUber konkrete Anhaltspunkte fur eine missbrauchliche
Anerkennung der Vaterschaft erhalten (eine nach Jahren aufgeschlisselte sta-
tistische Erfassung erfolgt nicht):

— Dem Migrationsamt Bremen liegen insgesamt 84 Meldungen vor. Ortlich
zustandig war das Migrationsamt dabei nur in 71 Fallen.

— Dem Birger- und Ordnungsamt Bremerhaven liegen insgesamt vier Mel-
dungen vor.

Zu Frage 3:

In wie vielen dieser Falle wurde die falschliche Anerkennung der Vaterschaft
durch die zustdndigen Behorden festgestellt? (Bitte wieder nach Bremen und
Bremerhaven sowie Jahren aufschliisseln?

Die Prifungen des Migrationsamtes Bremen und des Blrger- und Ordnungs-
amtes Bremerhaven haben zu folgenden Ergebnissen gefiihrt (eine Aufschliis-
selung der Zahlen nach Jahren ist nicht moglich):

Migrationsamt Bremen Burger- und Ordnungsamt
Bremerhaven
Feststellung einer missbrauch- 16 1
lichen Vaterschaft

Verfahrenseinstellung, weil 42 2

kein Missbrauch festgestellt
werden konnte
Laufende Verfahren 13 1

Zu Frage 4:

Inwiefern werden die Mitarbeiter der fiir die Vaterschaftsanerkennung zustan-
digen Behorden beziehungsweise die Urkundspersonen fiir das Thema ,Miss-
brauchliche Vaterschaftsanerkennung” sensibilisiert beziehungsweise fort
gebildet?

Die Bremer Standesamter wurden frithzeitig informiert und sensibilisiert und
haben das Gesetz 2017 umgesetzt. Die Standesbeamtinnen/Standesbeamten
wurden und werden unter anderem im Rahmen externer Fortbildungen an der
Akademie fiir das Personenstandswesen und durch entsprechende fachliche
Rundschreiben der Fachaufsicht tiber die Standesamter im Land Bremen fort-
laufend unter anderem auch tiber dieses Thema informiert.

Es besteht zudem ein enger, fachlicher Austausch zwischen den Standesamtern
und der Fachaufsicht in Grundsatzfragen und Einzelfdllen. Das hohe und stets



aktuelle Informationsniveau wird erganzt durch den Bezug von Fachpublikati-
onen. Ende 2019 fand zusatzlich ein In-House-Seminar statt, um auch die in-
terkulturelle Kompetenz fiir diese Thematik noch zu erweitern.

Fir die Urkundspersonen in den Jugendamtern des Landes Bremen wurde eine
Handlungsempfehlung zum Umgang mit § 1597a BGB erarbeitet, die in der
Praxis Anwendung findet und die hinsichtlich der Anzeichen einer missbrauch-
lichen Vaterschaftsanerkennung sensibilisiert beziehungsweise Empfehlungen
fir das weitere Vorgehen beim Vorliegen von Verdachtsmomenten beschreibt.
Die nachste Fortbildung fir alle Urkundspersonen der Jugendamter soll im De-
zember 2020 stattfinden.

Die Bremer Notarkammer und das Amtsgericht sind in die ressortiibergreifende
Arbeitsgruppe zum Thema missbrauchliche Vaterschaftsanerkennungen ein-
gebunden. Zudem wurde und wird die Problematik in regelmaBig stattfinden-
den Besprechungen zwischen dem Justizressort und der Bremer Notarkammer
erortert. Hierbei wurde der Eindruck gewonnen, dass die Problematik dort pra-
sent ist und eine hinreichende Sensibilisierung vorliegt. Die Fortbildung der
Notare obliegt nicht der Senatorin fir Justiz und Verfassung, vielmehr haben
sich Notare gemal § 14 Absatz 6 BNotO in dem fiir ihre Amtstatigkeit erforder-
lichen Umfang selbst fortzubilden.

Zu Frage 5:

Welche Ermittlungsschritte werden in den nach § 85a Aufenthaltsgesetz zu-
standigen Behorden in Bremen und Bremerhaven unternommen, um eine Va-
terschaft beziehungsweise eine missbrauchliche Anerkennung eben dieser
festzustellen?

Nach Eingang der Mitteilung einer Aussetzung der Beurkundung durch eine
beurkundende Stelle erfolgt durch die zustandige Auslanderbehérde eine wei-
tere Sachverhaltsaufklarung. Dazu werden zundachst der aufenthaltsrechtliche
Status und die aufenthaltsrechtliche Historie der Beteiligten tberpriift. Zusatz-
lich werden alle Kinder beider Beteiligten ermittelt und es wird geprtift, ob be-
reits zuvor eine/r der Beteiligten einen Aufenthaltsstatus aufgrund einer
anerkannten Vaterschaft selbst erhalten, beziehungsweise daraus fiir einen an-
deren ableiten lassen hat.

Dies erfolgt in der Regel durch Recherchen im Auslanderzentral- und dem Mel-
deregister, in den Akten der zustandigen beziehungsweise ehemals zustandi-
gen Ausldnderbehérden sowie durch Anfragen bei Standesdmtern.

Sofern sich hieraus der Verdacht fiir das Bestehen einer missbrauchlichen Va-
terschaftsanerkennung erhartet und als Folge ihre formliche Feststellung be-
absichtigt ist, wird ein Anhorungsverfahren jeweils gegeniiber der
Kindesmutter sowie des anerkennungswilligen Vaters durchgefiihrt, in dem die
Betroffenen zu der beabsichtigten MaBnahme Stellung nehmen kénnen. Da-
nach erfolgt die abschlieBende Entscheidung der Auslanderbehorde.

Zu Frage 6:
Inwiefern héalt der Senat diese MaBnahmen fiir ausreichend?

Die Auslanderbeho6rden handeln im Rahmen ihres gesetzlichen Auftrags und
ihrer rechtlichen Méglichkeiten zur Datenermittlung. Im Ubrigen wird auf die
Antwort zu Frage 8 verwiesen.

Zu Frage 7:

Welche Erkenntnisse hat der Senat dariiber, dass Schlepperorganisationen
schwangere Frauen gezielt zum Zwecke der missbrauchlichen Vaterschaftsan-
erkennung durch einen Deutschen beziehungsweise einem Ausldnder mit un-
befristetem Aufenthaltstitel nach Bremen bringen?



Der Polizei Bremen und der Ortspolizeibeh6érde Bremerhaven liegen keine ge-
sicherten Erkenntnisse dartiber vor, dass die schwangeren Frauen mit Unter-
stitzung von Schleusern/Schleuserorganisationen in das Bundesgebiet
beziehungsweise nach Bremen verbracht werden.

Es liegen allerdings Erkenntnisse aus fritheren Ermittlungsverfahren vor, ge-
mal derer alleinstehende schwangere Frauen oder Miitter mit Kindern uner-
laubt aus unterschiedlichen europaischen Nachbarstaaten, in der {iiber-
wiegenden Anzahl aus Italien, eigenstédndig einreisen.

In der Zentralen Aufnahmestelle fiir Asylbewerber und auslandische Fliicht-
linge (ZASt) sprachen in der Vergangenheit wiederholt schwangere Frauen
vor, die angaben, auf der Suche nach dem Kindesvater zu sein und auf Asylan-
tragstellung verzichteten. In einigen Fallen werden keine oder nur rudimentare
Angaben zum vermeintlichen Kindesvater gemacht. Der Familienstand wird
stets als ,ledig’ angegeben.

In der Regel sprechen die schwangeren Frauen anschlieBend zusammen mit
einem in Bremen oder dem Bundesgebiet lebenden Mann einem die Vater-
schaft anerkennungswilligen Mann vornehmlich beim Jugendamt vor und be-
antragen die Beurkundung der Vaterschaft zu dem noch ungeborenen Kind.

Aus einzelnen fritheren Ermittlungsverfahren liegen nicht belastbare Informa-
tionen (Spontanaussagen) dartiiber vor, dass die Frauen fir die Vermittlung an
den die Vaterschaft anerkennenden Mann ein Entgelt in Hohe von 3 500 Euro
bis 5 000 Euro zahlen miussen. Diese Informationen konnten im Zuge der Er-
mittlungen nicht nédher verifiziert werden, weil die Beteiligten grundsatzlich ihr
gesetzliches Aussageverweigerungsrecht in Anspruch nehmen.

Der Senatorin fiir Justiz und Verfassung und den Auslanderbehérden im Land
Bremen liegen keine weiteren Erkenntnisse dazu vor.

Zu Frage 8:

Halt der Senat die derzeitigen gesetzlichen Regelungen fir ausreichend, um
solchen ,Betrugsfallen” vorzubeugen?

Wenn ,Nein"”, welche gesetzlichen Anderungen sind nach Auffassung des Se-
nats notwendig, um solche Vorgange besser bekampfen zu kénnen? Gibt es
bereits Initiativen in diese Richtung?

Die Abstammung ist fiir jedes Kind elementarer Bestandteil seiner Personlich-
keit. Die Dokumentation der Elternschaft ist in unserem Rechts- und Gesell-
schaftssystem von grundlegender Bedeutung. Deshalb ist es besonders wichtig,
dass unverheiratete Eltern gemeinsam die Abstammung ihres Kindes amtlich
erklaren konnen. Inhaltlich geht es um die Vaterschaft, die sich nicht auf den
biologischen Vater beschrankt, sondern auch den sozialen Vater, das heif}t, die
mannliche Person, die als Elternteil die mit der Anerkennung einhergehenden
Rechte und Pflichten iibernehmen mochte, einbezieht.

Die Anerkennung der Vaterschaft kann weitreichende Folgen fiir das Kind und
auch die Mutter haben. So ergibt sich zum Beispiel mit der Anerkennung der
Vaterschaft eines Kindes einer auslandischen Mutter durch einen deutschen
Staatsangehorigen auch die deutsche Staatsangehoérigkeit des Kindes mit der
Folge, dass die auslandische Mutter des Kindes einen Anspruch auf die Ertei-
lung einer langfristigen Aufenthaltserlaubnis erwirbt und damit unter anderem
Zugang zu allen Unterstiitzungsleistungen des Staates erhalt. Dieses Ergebnis
ist zum Wohl des Kindes auch gerechtfertigt und erforderlich.

Seit mehreren Jahren ist ein verstarkter Zuzug auslandischer schwangerer
Frauen zu verzeichnen, die gegentiber den Behoérden angeben, den deutschen
Vater ihres Kindes zu suchen. In vielen Fallen erscheinen diese Frauen inner-
halb kurzer Zeit in Begleitung eines Mannesvor einem Urkundsbeamten/einer
Urkundsbeamtin zur Anerkennung der Vaterschaft durch den begleitenden
Mann. Pauschale Ruckschlusse daraus sind nicht zulassig, in einigen Fallen las-



sen die Gesamtumstande aber Zweifel an der Richtigkeit der Erklarung auf-
kommen, weil sich zum Beispiel die Mutter und der begleitende Mann erst seit
kurzer Zeit kennen oder der Mann bereits mehrfach die Vaterschaft von Kin-
dern mehrerer auslandischer Frauen anerkannt hat. In diesen Féllen besteht
der Verdacht, dass die Anerkennung der Vaterschaft nicht erfolgt, um eine Va-
terrolle tatsachlich zu tibernehmen, sondern dem Kind und der Mutter nur die
damit verbundenen rechtlichen Vorteile zu verschaffen. Denkbar ist auch, dass
Abhangigkeitsverhaltnisse von den Mannern ausgenutzt werden.

Die Aussetzung der Beurkundung durch den Urkundsbeamten/der Urkunds-
beamtin und die anschlieBende Uberpriifung durch die Ausldnderbehérde,
dient ausschlieBlich dem Zweck, diese Art von missbrauchlicher Vaterschafts-
anerkennung festzustellen.

Die Priifungsmoglichkeiten der Auslanderbehoérden sind dabei begrenzt (siehe
Antwort zu Frage 5), was wiederum haufig zur Folge hat, dass trotz Fortbeste-
hen des Verdachts ein Missbrauch nicht nachgewiesen werden kann und des-
halb die Anerkennung der Vaterschaft beurkundet werden muss.

Das zweistufige, prdaventiv ausgestaltete Verfahren zur Verhinderung miss-
brauchlicher Anerkennungen von Vaterschaften gemaB § 1597a BGB i. V. m.
§ 85a AufenthG erscheint sowohl in Hinblick auf die behoérdliche Praxistaug-
lichkeit als auch den Diskriminierungsschutz verbesserungswiirdig. Das zwei-
stufige Verfahren wurde eingefiihrt, nachdem das Bundesverfassungsgericht
die Vorschrift des § 1600 Absatz 1 Nummer 5, Absatz 3 BGB a. F. (Anfechtungs-
recht der Behorden) fir verfassungswidrig erklart hat.

Im Rahmen der ersten Priifstufe sind die beurkundenden Stellen im Wesentli-
chen auf Angaben der Beteiligten angewiesen. Die Norm tiberantwortet den
Urkundspersonen einen Beurteilungsspielraum, ob Anhaltspunkte fiir eine
rechtsmissbrauchliche Vaterschaftsanerkennung vorliegen. Ein solcher Beur-
teilungsspielraum setzt eine Plausibilitatskontrolle der Angaben der Betroffe-
nen voraus. Bei sonstigen Beurkundungen ist es regelmaBig nicht Aufgabe der
Notare, Sachverhalte auszuforschen, sondern sie dokumentieren die sich aus
Unterlagen ergebenden Verhaltnisse. Insoweit stellt die Regelung des § 1597a
BGB fiir die notarielle Praxis einen von den Notaren ungewtnschten Fremd-
korper dar. Aus dem Bereich der behérdlichen Urkundspersonen werden
gleichfalls Schwierigkeiten mit dem hierbei zuldssigen oder gebotenen Nach-
forschungsumfang berichtet.

Strafrechtlich werfen zudem jene Fallkonstellationen Fragen auf, in denen eine
Vaterschaft bereits zivilrechtlich anerkannt wurde und erst nachtraglich An-
haltspunkte fiir ein missbrauchliches Verhalten im Sinne von §§ 1597a BGB,
85a AufenthG bekannt werden. Ob in solchen Fallkonstellationen eine Straf-
barkeit nach § 95 Absatz 2 Nummer 2 AufenthG angenommen werden kann,
ist bundesweit in Rechtsprechung und Literatur umstritten. Das Landgericht
Bremen hat hierzu entschieden, dass ein strafbares Verhalten mit Blick auf die
Einheit der Rechtsordnung nicht angenommen werden kann, weil die Vater-
schaft zivilrechtlich wirksam ist und nicht angefochten werden kann.

Vor dem Hintergrund der bundesweit aufgetretenen Falle missbrauchlicher
Vaterschaftsanerkennungen wird sich Bremen trotz der relativ geringen An-
zahl festgestellter missbrauchlicher Vaterschaftsanerkennungen insbesondere
mit der Frage beschaftigen, wie die Kinder mit ihren Miittern vor potenziell
missbrauchlichen Abhdngigkeitsverhaltnissen besser geschutzt werden kon-
nen. Initiativen zur Anderung von § 1597a des Biirgerlichen Gesetzbuchs miiss-
ten auf der einen Seite die Anforderungen der Rechtsprechung, der Verfassung
und dem Diskriminierungsverbot auf der einen und der Verfahrensvereinfa-
chung auf der anderen Seite miteinander vereinbaren.

Zu Frage 9:

Welche polizeilichen und justiziellen Moglichkeiten bestehen derzeit, um aktiv
gegen Schlepperorganisation vorzugehen?
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Justizielle Moglichkeiten, aktiv gegen Schlepperorganisationen vorzugehen,
bestehen in strafrechtlicher Hinsicht gemaB § 152 Absatz 2 StPO immer (nur)
dann, wenn ein Anfangsverdacht fir eine Straftat vorliegt. Soweit in Bezug auf
Schlepperorganisationen ein Anfangsverdacht wegen einer Straftat nach § 96
Absatz 2 AufenthG begrindet ist, bestehen weitreichende Ermittlungsmaoglich-
keiten, da es sich hierbei um eine vom Gesetzgeber als besonders schwerwie-
gend erkannte Tat handelt (Katalogtat gemdalBl § 100a Absatz 2 Nummer 5
StPO).

Zu Frage 10:

Wie hoch schatzt der Senat den Schaden, welcher durch missbrauchliche Va-
terschaftsanerkennungen dem Land Bremen und den Stadtgemeinden Bremen
und Bremerhaven entstanden ist, ein? (Bitte nach Land und den Stadtgemein-
den aufschliisseln)

Die Fragestellerin zielt mit der Frage nach einem etwaigen Schaden fir das
Land Bremen und die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven vermutlich
auf diverse Sozialleistungen (Leistungen nach SGB II, Unterhaltsvorschuss, et
cetera) ab, die durch missbrauchlich erworbene Aufenthaltstitel in Anspruch
genommen werden kénnten. Bisher ist kein Fall bekannt, in dem es nachweis-
lich zu einer missbrauchlichen Vaterschaftsanerkennung gekommen ist. In je-
nen 17 von 75 mit Verdacht auf eine missbrauchliche Absicht ausgesetzten
Fallen in Bremen und Bremerhaven, in denen dies durch das Migrationsamt
bestatigt wurde (vergleiche Antworten auf Frage 2 und 3), ist keine Vater-
schaftsanerkennung erfolgt; in jenen Fallen, in denen sich der Verdacht nicht
erharten konnte, wurde die Beurkundung rechtens vorgenommen.

Die Fragestellung des in der KA angesprochenen Gegenstandes ist dem SGB
II-Bezug vorgelagert (rechtméaBige Beurkundung, rechtméaBige Ausstellung von
Aufenthaltstiteln) und betrifft im Kern die rechtliche Situation bei der Vater-
schaftsanerkennung durch die berechtigten Urkundspersonen. Die Vater-
schaftsanerkennung entfaltet mit Beurkundung unmittelbar rechtsgestaltende
Wirkung, selbst wenn sie auf bewusst wahrheitswidrigen Angaben beruht.

Die Jobcenter Bremen und Bremerhaven, haben keine Befugnis, die materiell-
inhaltliche RechtméaBigkeit wirksamer Aufenthaltstitel oder Personenstandsur-
kunden inzident zu iiberprifen. Giiltige Aufenthaltstitel und 6ffentliche Urkun-
den stellen somit keine Tdauschung gegeniber den Jobcentern dar und
berechtigen somit grundsatzlich zum rechtméaBigen Bezug von Sozialleistun-
gen nach SGB II.

Vor diesem Hintergrund gewédhrte Grundsicherungsleistungen nach dem SGB
II kénnen nicht als Schaden angesehen werden.

Uberdies ist zu beriicksichtigen, dass im Falle des SGB II-Leistungsbezuges
durch das Kind dessen Unterhaltsanspriiche gegen den unterhaltspflichtigen
aber etwaig nicht leistungsfahigen Kindesvater gemall § 33 Absatz 1 Satz 1
SGB II auf das Jobcenter iibergehen. Das Jobcenter kann sich an den Kindes-
vater halten, wenn dieser wieder tiber Mittel verfligt, Beschaftigung, Erbschaft
et cetera.

Vor dem Hintergrund der konkreten Fragestellung zu 10. ist der Vollstandig-
keit halber zu erganzen, dass die Leistungen nach dem SGB II fiskalisch in un-
terschiedlicher Tragerschaft liegen. So werden die Leistungen zum
Lebensunterhalt, insbesondere Regelsatz oder Mehrbedarfe fur Alleinerzie-
hende, vollstandig durch den Bund finanziert. Die Kosten der Unterkunft wer-
den hingegen kommunal (das heiit, durch die Stadtgemeinden Bremen oder
Bremerhaven) getragen. Nach § 46 SGB erstattet der Bund den Kommunen die
Leistungen fur die Kosten der Unterkunft und Heizung anteilig. Fur das Land
Bremen liegt die Bundeserstattung nach Inkrafttreten des Gesetzes zur finan-
ziellen Entlastung der Kommunen und der neuen Lander bei jetzt 73,3 Prozent.
Das Gros der finanziellen Lastentragung liegt bei rein fiskalischer Betrachtung
beim Bund.



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/720
	Mitteilung des Senats vom 17. November 2020
	Missbräuchliche Vaterschaftsanerkennung zur Erschleichung von Aufenthaltstiteln und Sozialleistungen – Wie ist die Situation in Bremen?



